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Kopie per E-Mail an: 

ask+request-1505-
xxxxxxxx@xxxxxxxx.xxx 

Ihr Zweitantrag auf Zugang zu Dokumenten - GESTDEM 2014/4588 

Sehr geehrter Herr Strack, 

ich beziehe mich auf Ihre E-Mail vom 16. Dezember 2014, die am selben Tag bei uns 
registriert wurde und in der Sie gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission1 (nachstehend „Verordnung 1049/2001") 
einen Zweitantrag zu Ihrem Antrag auf Akteneinsicht stellen. 

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

In Ihrem Erstantrag vom 9. Oktober 2014 hatten Sie um Zugang zu allen im Besitz des 
Generalsekretariats oder anderer Konimissionsdienststellen befindlichen Dokumenten im 
Zusammenhang mit der Bearbeitung Ihres früheren Antrags auf Zugang zu Dokumenten 
Gestdem 2014/679 gebeten. 

Sie hatten ausgeführt, dass Ihr Antrag unter anderem sämtlichen Schriftwechsel zwischen 
den Kommissionsdienststellen und Dritten im Zusammenhang mit Ihren unter dieser 
Gestdem-Nummer registrierten Erst- und Zweitanträgen betraf, einschließlich interner 
Vermerke, Memoranden und Entwürfe sowie Anhänge. 

Die Kommission hat die folgenden unter—Ihren—Afitrag—fallenden Dokumente 
gegebenenfalls auch deren Anhänge, die ein integraler Bestandteil dieser Dokumente 
sind, ermittelt: 

1. Den von Ihnen am 4. Februar 2014 an das Generalsekretariat gesandter 
Erstantrag, Empfangsbestätigung vom 5. Februar und Zuweisung an SG.B1 am 
5. Februar 2014 - „Dokument 1"; 

1 Amtsblatt L145 vom 31.5.2001, S.43 

Commission européenne/Europese Commissie, 1049 Bruxelles/Brussel, BELGIQUE/BELGIë - Tel. +32 22991111 

Ref. Ares(2015)422985 - 03/02/2015



2. E-Mail von SG.Bl an die Generaldirektion Informatik (DIGIT) mit Bitte um 
Neuzuweisung von Ziffer 2 an DIGIT, versandt am 6. Februar 2014 - „Dokument 
2"; 

3. Antwortentwurf von SG.Bl („Corporate Management, Haushaltsplan und 
Verwaltung") an SG.B4 („Transparenz") vom 14. Februar 2014 - „Dokument 3"; 

4. Erstbescheid (Teil 1), der von SG.B am 21. Februar 2014 an Sie gesandt wurde, 
sowie Kopie dieser Nachricht von SG.Bl an SG.B4 vom gleichen Tag-
Dokument 4"; 

5. Erstbescheid (Teil 2) - „Dokument 5"; 

6. englische Übersetzung des Erstbescheids - „Dokument 6"; 

7. Zweitantrag vom 13. März 2014 und Empfangsbestätigung vom 14. März 2014 — 
„Dokument 7"; 

8. Bitte um Beitrag von SG.B4 an SG.Bl vom 14. März 2014 - „Dokument 8"; 

9. Teil 1 des Beitrags, den SG.B4 von SG.Bl am 14. März 2014 erhalten hat -
„Dokument 9"; 

10. erste vorläufige Antwort, die von SG.B4 am 4. April 2014 an Sie gesandt wurde -
„Dokument 10"; 

11. Austausch von E-Mails zwischen dem Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und SG.B4 - Juristischer Dienst (vom 25. März 2014, 2. April 2014 und 
10. April 2014) über einen ähnlichen Erstantrag - „Dokument 11"; 

12. zusätzlicher Beitrag von SG.Bl an SG.B4 vom 11. April 2014 - „Dokument 12"; 

13. Bemerkungen des Juristischen Dienstes, versandt am 11. April 2014 aufgrund des 
E-Mail-Wechsels zwischen OLAF - SG.B4 - Juristischer Dienst über einen 
ähnlichen Erstantrag- „Dokument 13"; 

14. Antwort des OLAF auf die E-Mail des Juristischen Dienstes, versandt am 
11. April 2014 - „Dokument 14"; 

15. Austausch zwischen SG.B4 und dem Juristischen Dienst vom 11. April 2014 -
„Dokument 15"; 

16. zweite vorläufige Antwort, am 30. April 2014 an Sie versandt - „Dokument 16"; 

17. Entwurf einer Antwort auf den Zweitantrag- versandt: am 16. Mai 2014 von 
SG.B4 an den Juristischen Dienst und das OLAF - „Dokument 17"; 

18. E-Mail des Juristischen Dienstes vom 16. Mai 2014 mit der Bitte um Auskunft 
über die Stellungnahme des Generalsekretariats in der Antwort auf den 
Zweitantrag - „Dokument 18"; 

19. E-Mail-Austausch vom 27. und 28. Mai 2014 zwischen SG.B4 und SG.Bl über 
die Behandlung des Zweitantrags - „Dokument 19"; 
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20. von SG.B4 am 27. Jmi 2014 an Sie gerichtetes Schreiben aufgrund Ihrer 
Beschwerde bei der Europäischen Bürgerbeauftragten - „Dokument 20"; 

21. Konsultation des Juristischen Dienstes zum Entwurf einer Antwort auf den 
Zweitantrag vom 16. Juli 2014 - „Dokument 21"; 

22. Bemerkungen des Juristischen Dienstes, gesendet am 28. Juli 2014 - „Dokument 
22"; 

23. Antwort von SG.B4 an den Juristischen Dienst, gesendet am 30. Juli 2014 -
„Dokument 23"; 

24. Antwort des Juristischen Dienstes, gesendet am 30. Juli 2014 - „Dokument 24"; 

25. E-Mail von Ihnen (Aufforderung zur Beschleunigung des Vorgangs), gesandt am 
10. August 2014 - „Dokument 25"; 

26. Ihnen am 10. August 2014 zugesandte Antwort von SG.B4 - „Dokument 26"; 

27. weitere Bemerkungen von SG.Bl zum Entwurf einer Antwort auf den 
Zweitantrag - „Dokument 27"; 

28. erneute Konsultation des Juristischen Dienstes, gesandt am 9. September 2014 -
„Dokument 28"; 

29. Zustimmung des Juristischen Dienstes, gesandt am 12. September 2014 -
„Dokument 29"; 

30. deutsche Übersetzung der Antwort auf den Zweitantrag, von der Generaldirektion 
Übersetzung (DGT) am 18. September 2014 gesendet - „Dokument 30"; 

31. Antwort auf den Zweitantrag, am 3. Oktober 2014 an Sie gesandt - „Dokument 
31". 

Mit ihrem Erstbescheid vom 25. November 2014 hat die Direktion В des 
Generalsekretariats: 

- teilweisen Zugang zu den Dokumenten 1, 2, 4, 8, 21, 28, 29 und 30 gewährt, 
wobei die darin enthaltenen Namen und Kontaktangaben der 
Kommissionsmitarbeiter geschwärzt wurden; 

- Zugang zu den übrigen Dokumenten unter Bezug auf den Grundsatz der 
„Waffengleichheit" im Falle eines möglichen Streitfalls verweigert. 

In Ihrem Zweitantrag bitten Sie um Überprüfung dieses Standpunkts hinsichtlich der 
verweigerten (Teile der) Dokumente. Sie stützen Ihren Antrag auf Argumente, auf die ich 
nachstehend in den entsprechenden Abschnitten eingehen werde. 

Da Sie Absender oder Empfänger der Dokumente 1, 5, 7, 10, 16, 20 und 31 sowie von 
Teilen des Dokuments 4 waren, werden diese nicht behandelt, da Sie sich im Besitz 
dieser Dokumente befinden. Folglich haben Sie kein rechtlich geschütztes Interesse an 
diesen Dokumenten, und Ihr Antrag ist hinsichtlich dieser Dokumente gegenstandlos. 
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2. PRÜFUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN AUF GRUNDLAGE DER VERORDNUNG (EG) 
NR. 1049/2001 

Bei der Prüfung eines Zweitantrags auf Zugang zu Dokumenten gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 nimmt das Generalsekretariat eine unabhängige Überprüfung der 
von der betreffenden Dienststelle der Kommission im Erstverfahren erteilten Antworten 
vor. 

Aufgrund dieser Überprüfung kann ich Ihnen mitteilen, dass Sie aus den nachstehend 
genannten Gründen teilweise Zugang zu den Dokumenten erhalten. 

2.1. Schutz des Entscheidungsprozesses 

In Artikel 4 Absatz 3, 2. Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 heißt es: 

Der Zugang zu einem Dokument mit Stellungnahmen zum internen Gebrauch im Rahmen 
von Beratungen und Vorgesprächen innerhalb des betreffenden Organs wird auch dann, 
wenn der Beschluss gefasst worden ist, verweigert, wenn die Verbreitung des Dokuments 
den Entscheidungsprozess des Organs ernstlich beeinträchtigen würde, es sei denn, es 
besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung. 

Bei den Dokumenten 3, 9, 12, 13, 14, 17, 22, 23, 24, 27 und 30, oder Teile dessen, 
handelt es sich um den Austausch von internen E-Mails zwischen Mitarbeitern der 
Kommission im Rahmen von Vorberatungen innerhalb der Verwaltung über die 
Möglichkeit, Ihren Antrag auf Zugang zu Dokumenten 2014/679 ganz oder teilweise zu 
bewilligen. 

Diese Dokumente sind, ganz oder teilweise, gemäß Artikel 4 Absatz 3 zweiter 
Unterabsatz nicht freizugeben, da sie Meinungen zum internen Gebrauch wiedergeben, 
die im Rahmen von vorläufigen Beratungen innerhalb der Kommission über die 
Möglichkeit geäußert wurden, Zugang zu den unter Ihren Antrag auf Zugang zu 
Dokumenten Gestdem 2014/679 fallenden Dokumenten zu gewähren, deren Freigabe den 
Entscheidungsprozess der Kommission ernsthaft gefährden würde. 

Dieser interne Meinungsaustausch führte zu der Ihnen mitgeteilten Entscheidung über 
Ihren Zweitantrag, die eine detaillierte Begründung der Auffassung der Kommission 
enthält, wozu auch die Erläuterung gehört, warum die Kommission kein überwiegendes 
öffentliches Interesse an der Freigabe festgestellt hat, und für die ein teilweiser Zugang 
zu den nicht freigegebenen Teilen nicht möglich war. Bei der Entscheidung über den 
Zweitantrag handelt es sich um das Dokument, das die formelle Stellungnahme der 
Kommission in Hinblick auf die Freigabe enthält. 

Eine Freigabe der internen Vorgespräche zwischen Mitarbeitern der Kommission, die 
dieser Entscheidung der Kommission zugrunde liegen, könnte, insbesondere wein ι diese 

aus dem Zusammenhang gerissen würden, zu falschen Schlussfolgerungen und 
Fehlinterpretationen führen. Die Sensibilität der Dokumente, die sich auf neue und 
übergreifende und noch nicht im Rahmen anderer Anfragen auf Zugang zu Dokumenten 
behandelte oder durch die Rechtsprechung der EU-Gerichte geklärte Rechtsfragen 
beziehen, rechtfertigt diese Schlussfolgerung. In der Tat würde ein öffentlicher Zugang 
zu diesem internen Meinungsaustausch die Möglichkeiten der Kommission beschränken, 
alle Optionen in aller Freiheit von äußerem Druck zu prüfen, und eine ausgewogene 
Entscheidung im Rahmen künftiger Anträge auf Zugang zu ähnlichen Dokumenten, zu 
treffen. 
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Ähnliche Überlegungen gelten für die Vorentwürfe der Bestätigungsentscheidung, die 
Teil der zwischen Bediensteten der Kommission ausgetauschten Dokumente 12, 21 und 
28 sind. In den meisten Fällen reflektieren die Unterschiede zwischen den jeweiligen 
Entwürfen und dem endgültigen Entwurf interne, vorläufige Meinungen über die oben 
genannten Rechtsfragen sensibler und horizontaler Art. Darüber hinaus sind diese 
Dokumente überflüssig geworden, da sie durch die endgültige Kommissionsentscheidung 
ersetzt sind. 

In Anbetracht der obigen Ausführungen, und im Gegensatz zu Ihren Behauptungen, 
könnte die Veröffentlichung der verweigerten, internen, vorläufigen Meinungen in den 
Dokumenten 3, 9, 12, 13, 14, 17, 22, 23, 24, 27 und 30, inklusive der beigefügten 
Entwürfe, die Positionen zu horizontalen Rechtsfragen, die durch künftige 
Zugangsanträge aufgeworfen werden, und damit den durch Artikel 4 Absatz 3, 2. 
Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 geschützten Entscheidungsprozess der 
Kommission ernsthaft beeinträchtigen2. 

2.2. Schutz laufender Gerichtsverfahren und der Rechtsberatung 

Artikel 4, Absatz 2, zweiter Spiegelstrich der Verordnung 1049/2001 bestimmt, dass 
[d]íe Organe den Zugang zu einem Dokument [verweigern], durch dessen Verbreitung 
Folgendes beeinträchtigt würde: [...] der Schutz [...] der Rechtsberatung, es sei denn, es 
besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung. 

In Bezug auf die Stellungnahmen des Juristischen Dienstes in den Dokumenten 13, 17, 
22, 23 und 243, würde die Übermittlung des Großteils der in ihnen enthaltenen 
Informationen zudem die Freiheit der Kommission beeinträchtigen, Rechtsgutachten 
anzufordern und freie, objektive und vollständige Stellungnahmen zu erhalten. Im 
Gegensatz zu dem, was Sie behaupten, ist diese Gefahr absehbar und nicht rein 
hypothetisch. Der Juristische Dienst würde nämlich zögern, sich in einer offenen, 
objektiven und umfassenden Weise auszudrücken, wenn er gewärtigen müsste, dass seine 
rechtlichen Beratungen nach außen weitergegeben würden. Diese Limitierung der 
Aussagefreiheit des Juristischen Dienstes würde die Möglichkeit für die Kommission, 
freie, objektive und vollständige Stellungnahmen der Juristische Dienst zu erhalten, 
eingeschränken.4 In der Rechtssache Turco hat der Gerichtshof bestätigt, dass im 
Rahmen der Gesetzgebung, die Verweigerung des Zugangs zu Rechtsgutachten 
besonders sensibler oder horizontaler Natur, die über den Rahmen des betreffenden 
Gesetzgebungsverfahrens ausgehen, nicht ausgeschlossen ist.5 Dieses Ergebnis gilt a 
fortiori für rechtliche Beratungen im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens, in dem ein 
öffentliches Interesse am Zugang weniger Gewicht hat. Im vorliegenden Fall ist 
festzustellen, dass die Teile der Rechtsberatung, zu denen der Zugang verweigert wird, 
horizontale Fragen betreffen die in künftigen Fällen auftreten können. Die Kommission 
hat ein berechtigtes Interesse an der Erhaltung der Unberührtheit der Rechtsberatung in 
diesen Fällen. 

Entgegen Ihren Behauptungen bedeutet dies nicht, dass die Kommission derartige Anträge gemäß 
Verordnung Nr. 1049/2001 nicht berücksichtigt, wie sie dies in Ihrem Erstbescheid zu Ihrem Antrag 
und zu dieser Entscheidung zu Ihrem Zweitantrag getan hat. 

3 Welche Dokumente Stellungnahmen des Juristischen Dienstes enthalten, oder darauf verweisen. 
4 Urteil des Gerichthofs (Große Kammer) vom in die Rechtssachen C-39/05 P und C-52/05 Schweden 

und Turco v Rat der EU, [12008ЛГ ECR, 1-4723, Randnummer 42. 
5 Ibid., Randnummer 69. 
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In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen bin ich der Auffassung, dass der Zugang zu 
den genannten Dokumenten nach Artikel 4 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich der 
Verordnung 1049/2001 verweigert werden muss, da sonst die von dieser Bestimmung 
geschützte Rechtsberatung beeinträchtigt würde. 

Entgegen Ihren Behauptungen wird diese Schlussfolgerung keinesfalls durch den 
Erstbescheid des Generalsekretariats über Ihren unter Gestdem 2014/4043 registrierten 
Antrag auf Zugang zu Dokumenten, die die Kommissionsbeschlüsse über Anträge auf 
Zulassung europäischer Bürgerinitiativen betreffen, entwertet. Die Zulassung von 
Bürgerinitiativen setzt ein Legislativverfahren in Gang, für das die Vermutung einer 
größeren Offenheit als für andere Dokumente der Verwaltung besteht6 (z. B. Dokumente, 
die Gegenstand Ihres Zweitantrags sind). Im Rahmen des Verfahrens, das zu einer 
Entscheidung über einen Zweitantrag führt, wägt die Kommission sorgfältig die 
verschiedenen Interessen in jedem Einzelfall unter Berücksichtigung der Rechts- und 
Sachlage ab. Diese Einzelfallbewertung erfolgt völlig individuell und wird in keinem Fall 
durch Entscheidungen über frühere Anträge auf Zugang zu Dokumenten präjudiziell, 
insbesondere wenn sich diese Dokumente in Inhalt und Art erheblich voneinander 
unterscheiden7. 

2.3. Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen 

Die Namen der Beamten, die die Dokumente erarbeitet haben oder deren Empfänger 
waren, sowie Ihr eigener Name, der in den Dokumenten aufgeführt ist, müssen gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 (Schutz der 
Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen) wie unten dargelegt geschützt werden. 

Nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 verweigern 
die Organe den Zugang zu Dokumenten, durch deren Verbreitung der Schutz der 
Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen, insbesondere gemäß den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den Schutz personenbezogener Daten, 
beeinträchtigt würde. 

In seinem Urteil in der Rechtssache Bavarian Lager% stellte der Gerichtshof fest, dass bei 
einem Antrag auf Zugang zu Dokumenten, die personenbezogene Daten enthalten, die 
Datenschutzverordnung (EG) Nr. 45/20019 („Datenschutzverordnung") uneingeschränkt 
zur Anwendung kommt. 

Laut Artikel 2 Buchstabe a der Datenschutzverordnung sind „personenbezogene Daten " 
alle Informationen über eine bestimmte oder bestimmbare Person. Der Gerichtshof hat in 
der Rechtssache C-465/00 (.Rechnungshof)10 bestätigt, dass es grundsätzlich nicht in 
Betracht kommt, berufliche Tätigkeiten ... vom Begriff des 'Privatlebens' auszunehmen. 

- Urteil des Gerichtshof (Große Kammer) 29. J uri i 2010 in der Rechtssache C-139/07 P, Kommission 
gegen Technische Glaswerke Ilmenau Gmbh, Randnummern 53-55 und 60; Urteil des Gerichtshofs 
(Große Kammer) vom 29 Juni 2010, Kommission gegen Bavarian Lager, Randnummern 56-57 und 
63. 

7 Bürgerinitiativen stützen sich auf die Verordnung Nr. 211/2011, während die Dokumente, deren 
Einsichtnahme Sie beantragen, Teil des Verfahrens zur Verabschiedung von Entscheidungen über 
einen Zweitantrag im Sinne von Artikel 8 der Verordnung Nr. 1049/2001 sind. 

8 Urteil vom 29. Juni 2010, C-28/08 P. 
9 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr, ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 

10 Randnummer 7 3. 
6 



Bei den Namen und Kontaktangaben der Kommissionsbeamten, die die beantragten 
Dokumente erarbeitet haben oder deren Empfänger waren, und Ihrem eigenen Namen, 
handelt es sich eindeutig um personenbezogene Daten im Sinne von Artikel 2 Buchstabe 
a der Datenschutzverordnung. 

Gemäß Artikel 8 Buchstabe b der Verordnung Nr. 45/2001 werden personenbezogene 
Daten dem Antragsteller nur dann übermittelt, wenn dieser die Notwendigkeit der 
Datenübermittlung nachweist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass die 
berechtigten Interessen der betroffenen Personen beeinträchtigt werden könnten. Diese 
Voraussetzungen müssen kumulativ erfüllt sein. 

Der Gerichtshof hat ferner festgestellt, dass es, wenn der Antragsteller keine 
ausdrückliche rechtliche Begründung und kein überzeugendes Argument vorträgt, um die 
Notwendigkeit der Übermittlung der personenbezogenen Daten darzutun, der 
Kommission nicht möglich ist, die verschiedenen Interessen der Beteiligten 
gegeneinander abzuwägen, und der Antrag somit abzulehnen ist11. 

Ich stelle im vorliegenden Fall fest, dass Sie kein Argument vorgebracht haben, das die 
Notwendigkeit für den Erhalt der oben genannten personenbezogenen Daten oder ein 
besonderes Interesse am Erhalt dieser Daten nachgewiesen hätte. 

Somit muss der Zugang zu den in den beantragten Dokumenten enthaltenen 
personenbezogenen Daten gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
Nr. 1049/2001 abgelehnt werden, da die Notwendigkeit einer Veröffentlichung nicht 
nachgewiesen wurde und nicht davon ausgegangen werden kann, dass eine Freigabe 
nicht die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen beeinträchtigt. 

3. KEIN ÜBERWIEGENDES ÖFFENTLICHES INTERESSE 

Nach Artikel 4 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann der Zugang zu 
(Teilen von) Dokumenten nicht verweigert werden, wenn ein überwiegendes öffentliches 
Interesse an der Verbreitung besteht. Ein überwiegendes öffentliches Interesse liegt dann 
vor, wenn dieses Interesse erstens öffentlich und zweitens überwiegend ist, d. h. es muss 
in diesem Fall schwerer wiegen als die nach Artikel 4 Absatz 2 und 3 geschützten 
Interessen. 

Ich stelle fest, dass Sie keinerlei Argumente vorgebracht haben, um das Vorliegen eines 
überwiegenden öffentlichen Interesses nachzuweisen, das eine Freigabe der 
geschwärtzten Teile der beantragten Dokumente rechtfertigen würde. Aus dem Umfang 
und Wortlaut Ihres Antrags leite ich vielmehr ab, dass diesem Antrag eher ein privates 
als ein öffentliches Interesse zugrunde liegt. Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass die 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 das Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu 
Dokumenten regelt, und dass private Interessen in diesem Zusammenhang nicht 
berücksichtigt werden können-

Aufgrund der mir vorliegenden Informationen gelange ich zu dem Schluss, dass kein 
überwiegendes öffentliches Interesse nachgewiesen wurde, Ihnen die geschwärzten Teile 
der Dokumente zur Verfügung zu stellen. Ich konnte meinerseits in diesem Fall auch 
kein entsprechendes überwiegendes öffentliches Interesse feststellen. Nach meiner 
Auffassung ist dem öffentlichen Interesse im Gegenteil dadurch am besten gedient, wenn 
in diesem Fall die Rechtsberatung und der Entscheidungsprozess geschützt werden. 

" Urteil vom 29. Juni 2010, C-28/08 P, Randnummern 77-78. 
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Diese Schlussfolgerung wird ferner gestützt durch die Tatsache, dass sich die Dokumente 
auf ein Verwaltungsverfahren beziehen und nicht auf einen Rechtsakt, bei dem der 
Gerichtshof einen umfassenderen Zugang erlaubt12. Sie wird auch gestützt durch die 
Tatsache, dass sie bereits einen teil weisen Zugang zu den Dokumenten bekommen haben 
und hiermit einen weitergehenden, teilweisen Zugang bekommen. In der Tat ermöglicht 
der teilweise Zugang es Ihnen, festzustellen, dass das Referat B4 (Transparenz) des 
Generalsekretariats vor der Unterbreitung seines Vorschlags für die bestätigende 
Entscheidung über ihren Antrag 2014/679 an die Generalsekretärin, die erforderlichen 
Konsultationen mit anderen zuständigen Stellen im Generalsekretariat und dem 
Juristischen Dienst durchgeführt hat, und dass alle internen verfahrensmässigen 
Anforderungen erfüllt waren. In jedem Fall haben Antragssteiler spezifische Wege zur 
Überprüfung und Rechtsmittel zu ihrer Verfugung, falls sie Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung der Kommission oder der Einhaltung der Grundsätze 
der ordnungsgemässen Verwaltung haben. 

Ich weise Sie ferner darauf hin, dass Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 nicht die Möglichkeit vorsieht, dass die darin genannte 
Ausnahmeregelung durch ein überwiegendes öffentliches Interesse aufgehoben wird. 

4. TEILWEISER ZUGANG 

Gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung Nr. 1049/2001 werden besagte Unterlagen 
teilweise freigegeben. Allerdings ist aus den oben genannten Gründen keine weitere 
Teilfreigabe möglich, ohne die oben beschriebenen Interessen zu beeinträchtigen. 

Folglich bin ich zu dem Schluss gelangt, dass die (zurückgehaltenen Teile der) 
beantragten Schriftstücke vollständig unter die angeführten Ausnahmeregelungen zum 
Recht auf öffentlichen Zugang fallen. 

5. RECHTSBEHELF 

Abschließend möchte ich Sie auf die Ihnen gegen diese Entscheidung zur Verfügung 
stehenden Rechtsmittel hinweisen, nämlich Klageerhebung und Beschwerde beim 
Bürgerbeauftragten nach Maßgabe von Artikel 263 und 228 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Catherine Day 

Anlage: Dokumente, zu denen eingeschränkter Zugang gewährt wird 

12 Siehe die oben genannten Urteile in den Rechtssachen TGI und Bavarian Lager. 

8 


